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Als Alexander Dobrindt Ende No-
vember in der Haushaltsdebatte
vor den Bundestag trat, wollte der

oft gescholtene Verkehrsminister endlich
Erfolge vermelden. Die umstrittene Pkw-
Maut sei auf gutem Weg und werde schon
bald im Kabinett beraten. Und auch bei
der Lkw-Maut hatte der CSU-Politiker
Neuigkeiten zu verkünden. Der Bund kön-
ne sich auf knapp eine Milliarde Euro
Mauteinnahmen zusätzlich freuen, ver-
sprach Do brindt. 

Noch in diesem Jahr soll der Vertrag 
mit der Betreibergesellschaft Toll Collect
um drei Jahre verlängert werden. Es sei
„richtig“ gewesen, so der Minister im Par-
lament, an dem Partner festzuhalten.

Im eigenen Haus konnte man die Begeis -
terung zuletzt nicht teilen. Die Vertrags-
entwürfe sähen „Abweichungen“ vom ge-
genwärtigen Betreibervertrag vor, schrieb
ein Beamter am 21. August in einem
 Vermerk an den „Herrn Minister“. Dann
folgte der entscheidende Satz: „Diese
 Abweichungen sind zumindest ganz über-
wiegend zum Vorteil von Toll Collect.“

Diesen Eindruck hinterlässt auch die
letzte Fassung der Vereinbarung mit ihren
zahlreichen Anlagen, die der SPIEGEL ein-
sehen konnte.

Demnach hat Dobrindt in der Vorweih-
nachtszeit teure Geschenke zu verteilen:
Daimler und die Deutsche Telekom, die
Toll Collect seit Jahren gegen üppige Ver-
gütungen betreiben, können sich auch in
Zukunft über hohe Millionengewinne freu-
en. Gleichzeitig werden sie vor empfind -
lichen Vertragsstrafen geschützt. Eine
Übernahme des Mautsystems durch den
Bund ist erst mal vom Tisch.

Öffentlich verkauft der Minister die Ver-
tragsverlängerung als Erfolg. Er verweist
darauf, dass die Lkw-Maut künftig zusätz-
lich auf weiteren 1100 Kilometern Bundes-
straßen erhoben wird und schon Lastkraft -
wagen ab 7,5 Tonnen zahlen müssen. Die
Risiken eines Betreiberwechsels seien ins-
gesamt zu hoch gewesen.

Doch die Details des Vertrags könnten
Dobrindt noch in Erklärungsnot bringen.
Mehrere interne Schreiben belegen, dass
er stets über den Stand der Verhandlungen

informiert war und die Vereinbarung trotz
Bedenken seiner Fachleute durchsetzte.

Daimler und Telekom können hochzu-
frieden sein. So darf das Konsortium laut
„Verlängerungsvereinbarung“ dem Bund
jährlich mehr als 400 Millionen Euro in
Rechnung stellen. Im kommenden Ge-
schäftsjahr beträgt die Rendite 86 Millio-
nen Euro, im Jahr darauf sind es 80 Millio-
nen und bis zum Vertragsende 2018 immer
noch 76 Millionen. Kein ganz schlechter
Deal, vor allem wenn man einen Blick in
die Anlagen des Vertragswerks wirft.

So wird Toll Collect von aufwendigen
Informationspflichten befreit. Bislang muss
das Unternehmen dem Bund auf Anfrage
konkret darlegen, wofür Kosten entstan-

den sind, etwa für neue Software oder Mit-
arbeiter. Daraus resultierten zahlreiche
Konflikte: In einem seit Jahren laufenden
Schiedsverfahren streitet sich der Bund
mit Toll Collect mittlerweile um 3,3 Millio -
nen verschiedene Rechnungsposten.

Künftig wird sich diese Kostenprüfung
wohl auf Stichproben beschränken: „Klä-
rungsnotwendige Sachverhalte“ sollen laut
Anlage 2c auf „zunächst hundert Beleg-
nummern pro Monat“ begrenzt werden.
Die Passage dürfte für Toll Collect eine Er-
leichterung bedeuten – zugleich beschnei-
det sie Kontrollmöglichkeiten des Bundes.

Ein Ärgernis waren in der Vergangen-
heit auch Verträge, die das Konsortium mit
Subunternehmern geschlossen hatte. Viele
dieser Kontrakte hielt der Bund für nicht
vereinbar mit dem Betreibervertrag. Im
Schiedsverfahren belaufen sich die Forde-
rungen aus Vertragsstrafen allein in diesem
Punkt auf 1,1 Milliarden Euro. Solche astro -
nomischen Summen werden künftig nicht
mehr aufgerufen. In dem neuen Vertrag
werden laut Anlage 3 die Strafen pro fest-
gestelltem Verstoß auf 500000 Euro gede-
ckelt.

Auch für den Fall, dass der Bund später
doch noch Toll Collect übernehmen sollte,
haben Daimler und Telekom vorgesorgt.
Die beteiligten Unternehmen werden
dann, so regelt es Anlage 4, am Mautge-
schäft kräftig verdienen. Toll Collect erhält
für neue Kontrollbrücken an den Autobah-
nen oder Bordcomputer, die zur Erhebung
der Maut in die Lkw eingebaut werden,
 lediglich einfache Nutzungsrechte. Die
 gewerblichen Schutzrechte, darunter auch
die Patente, verbleiben jedoch bei der In-
dustrie.

Das Ministerium behandelte die Sache
bislang wie ein Staatsgeheimnis. Nicht ein-
mal der Koalitionspartner kennt die De-
tails, geschweige denn der Bundestag.
Noch in der vorigen Woche speiste Staats-
sekretärin Katherina Reiche (CDU) Nach-
fragen der Opposition mit Allgemeinplät-
zen ab: „Die Regierung muss dafür sorgen,
dass vernünftige Entscheidungen getroffen
und vorbereitet werden.“

Dabei soll der Vertrag bereits in dieser
Woche unterschrieben werden, wie ein
 Ministeriumssprecher bestätigt. Die ver-
traglichen Änderungen beträfen nur den
„Verlängerungszeitraum“, also die nächs-
ten drei Jahre. Rechtsstreitigkeiten und
Schadensersatzforderungen aus der Ver-
gangenheit blieben davon unberührt.

Warum der Minister so viele Nachteile
in Kauf nimmt, wird er jetzt erklären müs-
sen. Womöglich hängt es mit Dobrindts
politischem Instinkt zusammen: Der CSU-
Mann will seine Parteikarriere nicht ge-
fährden. Wäre Toll Collect ein Staats -
betrieb, müsste er bei Pannen selbst die
Verantwortung übernehmen.

Sven Becker, Andreas Wassermann
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Teure
Geschenke
Lkw-Maut Aus der geheimen 
Vertragsverlängerung mit Toll
Collect geht hervor, wie 
Minister Dobrindt der Industrie
ein Milliardengeschäft sicherte.

Verkehrsminister Dobrindt
Tücken in Anlage 2c


